
EU-A sean-Disput beigelegt

Burma

Vertreterinnen der Europäi

schen Union haben zuge

stimmt, ihre ASEAN-Kollegln- 

nen (Association of Southeast 
Asian Nations) im Mai zu tref

fen, trotz ihrer seit zwei Jahren 

andauernden Meinungsver

schiedenheiten über Burma.

Der deutsche Botschafter in 
Thailand, Hermann Erath, sag

te, das oft verschobene Treffen 

würde stattfinden, als Geste des 

guten Willens von Seiten der 
Europäischen Union. Die Ge

spräche würden am 26. Mai in 
Bangkok beginnen. Burmesi

schen Vertreterinnen wird es 

erlaubt sein, als Beobachterin

nen teilzunehmen und so eine 

— wie es die EU nennt — pas
sive Rolle zu spielen. Man wolle 

trotz der Meinungsverschieden
heiten die Beziehungen zu den 

ASEAN-Staaten nicht ruinieren.

Die EU-Vertreterlnnen hatten 

vorher den Ausschluß Burmas 

gefordert, als Protest gegen 
die Menschenrechtsverletzun-

Auf Beschluß der EU wer
den die Sanktionen gegen 

Burma, die im Oktober 1996 

erstmalig in Kraft getreten sind, 

um weitere 6 Monate verlän

gert. Mitgliedern und Angehö

rigen der Militärjunta werden 

keine Visa, seit Oktober 1998 

auch keine Transitvisa mehr, 

erteilt. Ein Paket von politi
schen und wirtschaftlichen 
Sanktionen (inkl. Waffenem

bargo, Aufschub von humani

tärer Hilfe) soll den Druck auf

Michael Aris, der britische 
Ehemann Aung San Suu Kyis, 

starb am 27. März, seinem 53. 
Geburtstag, in einem Londoner 

Krankenhaus an Krebs. Die 

burmesische Militärregierung 

hatte ihm bis zuletzt ein Visum 

verweigert, um seine Ehefrau 

ein letztes Mal zu sehen. Das 
fetzte Treffen zwischen ihnen 

fand vor drei Jahren statt.

In Interviews sagte Aung 
San Suu Kyi, daß der Verlust 

des Kontakts zu Ihrem Mann 

und der Chance, ihren beiden 

Söhnen eine Mutter zu sein, ei

nes der Opfer dafür sei, die

gen dort. Zwei geplante Treffen 

waren abgesagt worden, 

nachdem mehrere europäi

sche Nationen sich geweigert 

hatten, Rangoon eine volle 

Rolle bei den Zusammenkünf

ten spielen zu lassen. Die EU 

bestand darauf, Burma nicht 

an den Treffen teilnehmen zu 

lassen, da es nicht Unterzeich

ner des Kooperationsprotokolls 

von 1980 zwischen der EU und 

ASEAN gewesen ist.
»Es gibt eine Übereinkunft 

aller EU-Staaten, daß die Ko

operation zwischen der EU und 

ASEAN kein Opfer des Myan

mar-Problems werden darf«, so 

Erath. Die EU habe sich so ent
schieden, da substantielle poli

tische und wirtschaftliche Inter

essen auf dem Spiel stünden.

Eine engere Kooperation 

könne, so Bundesaußenmini

ster Joschka Fischer, auf lange 

Sicht zur Schaffung eines 

»stabilen, weltweiten Finanz- 

und monetären Systems« und

die Militärs erhöhen, Demokra

tie und Menschenrechte in ih

rem Land zu verwirklichen. Wie 

schon des öfteren gefordert, 

drängt die EU in ihrer Resoluti

on vom April 1999 auf schnelle 
und konkrete Schritte in Rich

tung Demokratie und Respek

tierung der Menschenrechte 

seitens der burmesischen Re

gierung. Die Parlamentarier 

schließen weitere restriktive 

Maßnahmen gegen die Junta 

nicht aus, sollte ein baldiger,

burmesische Widerstandsbe

wegung zu führen. Sie habe 

ihn gewarnt, so Michael Aris 

vor seinem Tod, daß sie, wenn 

ihr Volk sie jemals brauchen 

sollte, diese Pflicht erfüllen 

müsse.
Im Vorwort ihres Buches 
>Freedom from Fear« schrieb 

er, daß ihre Entscheidung, 

1988 in Burma zu bleiben, 
»nicht als Überraschung kam«. 

»Ich mußte nun mein Verspre

chen, sie zu unterstützen, das 

ich ihr vor vielen Jahren im 

Voraus gegeben hatte, einhal- 

ten.« 1991 hat er für sie in Oslo

der Etablierung einer »europä

isch-asiatischen Freihandels

zone« führen. Fischer war auf

grund der deutschen Präsi

dentschaft im Europarat Vorsit

zender eines eintägigen ASEM 

(Asia-Europe Meeting) Außen

ministertreffens — des dritten 

derartigen Treffens — in Berlin 

Ende März, an dem 15 europä

ische Außenminister und die 

Außenminister 10 asiatischer Na

tionen teilnahmen. Ursprüng

lich wurde ASEM 1996 in Bang

kok von den Staats- und Regie

rungschefs 15 europäischer 

und 10 Asiatischer Staaten zu

sammen mit der europäischen 

Kommission ins Leben geru

fen, um einen politischen Dia

log und die wirtschaftliche Zu

sammenarbeit zu fördern.

Beide Regionen zusammen 

umfaßten über 50 % der Weltbe
völkerung, so Fischer. Sie müß

ten deshalb auch zu den Schwer

gewichten einer multi-polaren 

Welt des 21. Jahrhunderts ge-

produktiver Dialog nicht statt

finden und sich die Lage in 

Burma nicht verbessern. Ne

ben diesen schon lang gefor

derten Veränderungen erklärt 

die EU in der Resolution aus

drücklich ihre Bereitschaft, die 

Arbeit und die inhaltlichen Po

sitionen des Commitee Re- 

presenting the People<s Par

lament (CRPP) zu unterstüt
zen.

vgl. Agence Europe 28.04.1999

den Friedensnobelpreis entge

gengenommen.

Die burmesische Regierung 

hatte ihm in den letzten Wo

chen immer wieder ein Visum 

verweigert, mit der Begrün

dung, daß es mehr Sinn ma

che, wenn seine gesunde Frau 
ihn besuchen würde, da man 

in Burma keine adäquate me

dizinische Versorgung gewähr

leisten könne. Aung San Suu 

Kyi hatte jedoch immer klar

gestellt, daß sie Burma nicht 

verlassen werde, aus Furcht, 

nicht mehr einreisen zu dürfen. 

vgl. New York Times, 27. 3.99
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hören. »Unser Ansatz ist es, nie

manden auszugrenzen.... Wir 

wollen eine offene Partnerschaft, 

von der nicht nur unsere beiden 

Regionen profitieren, sondern 

die auch dazu beiträgt, die 

globalen und aktuellen Aufga

ben, denen die Menschheit 

gegenübersteht, zu meistern.«

Das für den Folgetag ge

plante EU-ASEAN-Treffen wur

de kurzfristig abgesagt, da die 
EU Burma eine Teilnahme ver

weigerte, ASEAN aber nur ge

schlossen teilnehmen wollte. 

vgl. Voice of America, 31. 3.99; 

BBC World Service, 31. 3.99; Inter 

Press Service, 30. 3.99

Ka Hsaw Wa be

kam Umweltpreis

Den seit zehn Jahren alljähr

lich verliehenen, mit insgesamt 

750.000 Dollar dotierten Gold

man Prize bekam dieses Jahr 

in San Francisco unter anderem 

der 28jährige, aus dem Karen- 

staat stammende Ka Hsaw Wa. 

Ka Hsaw Wa, selbst Opfer der 

burmesischen Militärjunta, wur

de mit dem weltweit bedeu

tendsten Umweltpreis für sein 

Engagement dafür ausgezeich

net, Mißstände im Umwelt

schutz und bei den Menschen

rechten seines Landes aufge

zeigt und bekämpft zu haben. 

Seit den frühen 90er Jahren 

interviewte er, früher schon mit 

dem »Rebok Human Rights 

Award« ausgezeichnet, mehr 

als tausend Opfer des Militär

regimes und leitete Informatio

nen über Folterungen, Exeku

tionen und Zwangsumsiedlung 

an die internationale Staatenge

meinschaft weiter. Neben der 

Dokumentation dieser Men

schenrechtsverletzungen be
schäftigt sich Ka Hsaw Wa mit 

dem Schutz bedrohter Tiere und 

stellt sich gegen die Ausbeutung 

der natürlichen Ressourcen.

vgl. Goldman Environment 
Foundation 19.04.1999

EU verlängert Sanktionen

Zum Tode von Michael Aris
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UN-Bericht zu Menschenrechten

richten
Ein kürzlich erschienener Be

richt der Vereinten Nationen be

schuldigt die Militärjunta Bur

mas, eine unbarmherzige Kam

pagne der Repression gegen 

politische Gegnerinnen zu füh

ren und die Menschenrechte 

verschiedener ethnischer Grup

pen und Minderheiten massiv zu 

verletzen. Der Bericht wurde den 

Mitgliedern der UN-Menschen- 

rechtskommission vorgelegt.

Gefangene müssen

Hunderte von burmesischen 

Gefangenen wurden seit Be

ginn dieses Jahres gezwungen, 

Waffen für die militärischen Ope

rationen der regierenden Junta 

gegen die KNU — gegenüber 

der thailändischen Tak Provinz 

— zu liefern. Insassen aus den 

Gefängnissen in Moulmein, Tha- 

ton und Mingale wurden rekru

tiert, von der Armee zu Trägern 

für Waffen, Munition und Le

bensmittel genötigte burmesi

sche Dorfbewohnerinnen zu 

unterstützen. Nach Aussagen 

einer Quelle plant Rangoon die 

Entsendung von mindestens 

6.000 Soldaten aus dem Süd

osten des Landes, um alle 

KNU-Stützpunkte bis zum En-

Burmas Militärregierung ist 

zuversichtlich, in Kürze ein Frie

densabkommen mit der »Karen 

National Union- (KNU), der letz

ten noch kämpfenden Wider

standsgruppe der ethnischen 

Minderheiten, abzuschließen. 

Die amtliche Nachrichtenagen

tur zitierte den ersten Sekretär 

des »State Peace and Develop

ment Council« (SPDC), Khin 

Nyunt, mit den Worten: »Wir 

sind zuversichtlich, daß unsere 

Bemühungen für eine nationale 

Rekonsolidierung entspre

chend gewürdigt werden und 

die KNU uns in nicht allzu fer

ner Zukunft die Hände reicht.«

Der Bericht verurteilt die 

brutalen Maßnahmen der mili

tärischen Führung Burmas, die 

darauf ausgerichtet sind, ihre 

Macht zu erhalten Die Regie

rung weigert sich, einen ernst

haften Dialog mit politischen 

Gegnerinnen zu führen und hat 

ihre Repressionen, gegen die 

NLD (National League for De- 

mocracy), intensiviert.

Der UN-Sondergesandte, 

Rasjoomer Lallah, berichtet, 

daß es in den letzten Monaten 

verstärkt zu Maßnahmen ge

gen die Parteimitglieder der 

NLD durch das Militär kommt, 

unter anderem zu Verhaftun

gen von Hunderten von Par

teiangehörigen. Er beschuldigt 

das Militär der Folter, willkürli

cher Tötungen und des Ver-

für Armee arbeiten

de dieser Trockenzeit zu um

zingeln und anzugreifen.

Die thailändischen Sicher

heitskräfte haben kürzlich 14 

burmesische Dorfbewohnerin

nen aufgegriffen, die vor den 

Kämpfen in Burma geflohen 

waren. Einer der Festgenom

menen erzählte, daß minde

stens 200 Menschen als Trä

gerinnen in dem Gebiet arbei

ten müssen. Nach Aussagen 

einer anderen Quelle ist es den 

burmesischen Truppen gelun

gen, die 7. Division der KNU zu 

besiegen. 200 thailändische 

Soldaten wurden ausgesandt, 

um die Sicherheit an der Gren

ze weiterhin zu gewährleisten.

vgl. BP 14.3.99

Es ist das erstemal, daß ein 

Top-Mitglied des SPDC solchem 

Optimismus Ausdruck verlieh, 

seit die Kontakte vor einigen 

Jahren abgebrochen wurden. 

17 Gruppen, so Khin Nyunt, sei

en bereits auf den Boden des 

Rechtes zurückgekehrt; die 

KNU sei die einzige, die noch 

bewaffnet Widerstand leiste.

Die KNU dementierte diese 

Berichte jedoch umgehend in 

einem BBC-Interview. Der 

KNU-Sprecher sagte, daß kei

ne Verhandlungen liefen und 

das Militär statt dessen eine 

Offensive gestartet habe.

vgl. rtr 14.3.99; BBC, 14.3.99

bots der Freiheit des Denkens, 

des Ausdrucks und der Ver

sammlungsfreiheit.

Lallah ist es seit über drei 

Jahren verboten, in Burma ein

zureisen. Seine Informationen 

stammen von »glaubwürdigen 

Zeuginnen« außerhalb des Lan

des und von Menschenrechts

organisationen. Lallah ist be

sonders besorgt aufgrund von 

Berichten über die andauernde 

brutale Repression von Minder

heitengemeinschaften im Osten 

Burmas. Viele Menschen haben 

aufgrund von systematischen 

und massiven Verletzungen 

grundlegender Menschenrech

te ihr Leben verloren. »Die mo

mentane Situation in diesen eth

nischen Staaten ... wird unver

meidlich zu einem militärischen

Die 53 Mitglieder des UN- 

Kommissariats für Menschen

rechte einigten sich nach ihrem 

Treffen in Genf auf eine ge

meinsame Resolution bezüg

lich der anhaltenden Men

schenrechtsverletzungen in 

Burma. Inhaltlich basiert der 

Text auf dem Entwurf der EU. 

Verurteilt wird die Verfolgung 

der demokratischen Oppositi

on, besonders jene von Mit

gliedern und Freunden der Na

tional League for Democracy 

(NLD). Aber auch die Ausbrei-

Die Kritik an Aung San Suu 

Kyi wächst unter Diplomaten 

und angeblich auch in den ei

genen Reihen. Europäische 

Diplomaten in Rangun behaup

ten, die Militärregierung habe 

den Kampf gewonnen, Suu Kyi 

verloren. Man wirft ihr Unbe

weglichkeit und undiplomati

sche Verhandlungsweisen vor, 

ihre Angriffe auf die Junta seien 

nicht lösungsorientiert. Es wird 

befürchtet, daß der Zusam

menhalt der Demokraten ge

fährdet sei, auch wenn Suu Kyi 

die ideologischen Zügel fest in 

der Hand halte. Diese begin

nende Zerrissenheit zeige sich 

auch deutlich durch einen of

fenen Brief dreier NLD- 

Mitglieder an die Parteiführung, 

in dem die baldige Eröffnung

Desaster führen, bei dem mehr 

als schätzungsweise eine hal

be Million Menschen durch das 

Militär und die augenblickliche 

politische Strategie zu Vertrie

benen gemacht werden und 

über hunderttausend andere in 

Thailand Zuflucht suchen wer

den«, so Lallah.

Der UN Gesandte fordert 

die burmesische Regierung 

auf, den exzessiven Gebrauch 

von Gewalt, einschließlich der 

Kinderarbeit und auch ihre 

Praxis der Zwangsarbeit zu 

stoppen. Zivilistinnen sollten 

nicht mehr dazu gezwungen 

werden, unbezahlt als Träger 

für das Militär zu arbeiten, da 

diese Methoden eine Art Slave- 

rei darstellten.

vgl. Voice of America, 2. 4.999

tung von Zwangsarbeit in Ver

bindung mit dem Aufbau der 

touristischen Infrastruktur, die 

systematische Vertreibung und 

Zwangsumsiedlung der bur

mesischen Bevölkerung und 

willkürliche Exekutionen wer

den in der Resolution themati

siert. Die burmesische Delega

tion, welche in Genf Beob

achterstatus besitzt, denunzier

te den Text als »eine Litanei 

von unbewiesenen und fal

schen Behauptungen.«

vgl. Reuters 05.05.1999

des Dialogs zwischen Junta 

und NLD gefordert wird. Aung 

San Suu Kyi indes wirft ihnen 

Verrat vor, da sie vor kurzer 

Zeit noch inhaftiert waren und 

diese Kritik an ihr eine Art poli

tischer Handel mit dem Regi

me sein könnte, um die Freiheit 

wiederzuerlangen. Man beob

achte eine wachsende Unruhe, 

vor allem da Aung San Suu Kyi 

die anderen Mitglieder ihrer 

Partei über ihre politische 

Denk- und Vorgehensweise im 

Unklaren läßt, behaupten Di

plomaten aus Rangun. Westli

che Diplomaten jedoch erach

ten Aung San Suu Kyi weiterhin 

als »einzig akzeptable Gegen

spielerin.«

vgl. Frankfurter Rundschau 

5.5.1999

Abkommen mit Karen in Sicht?

UN mißbilligt Mord und Zwangsarbeit

Angriff auf Aung San Suu Kyis Integrität

üüdostasien 1-2/99


